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Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung von Kosten beim Bundessortenamt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Kosten 

Das Bundessortenamt erhebt für seine Amtshand- 
lungen Kosten (Gebühren und Auslagen) nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes. 

§2 

Kostenschuldner 

(1) Kostenschuldner ist 

1. bei Amtshandlungen, die auf Antrag vor- 
genommen werden, der Antragsteller; 

2. bei Amtshandlungen, die von Amts we- 
gen vorgenommen werden, derjenige, 
gegenüber dem das Bundessortenamt. die 
Amtshandlung vornimmt; 

3. derjenige, der die Kosten durch eine vor 
dem Bundessortenamt abgegebene oder 
dem Bundessortenamt mitgeteilte Erklä- 
rung übernommen hat; 

4. derjenige, der für die Kostenschuld eines 
anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamt- 
schuldner. 

§3 

Gebühren 

(1) Die Gebühren ergeben sich aus dem diesem 
Gesetz als Anlage beigefügten Tarif. 

(2) Die Gebühren für die Prüfung einer Sorte 
nach § 37 des Sortenschutzgesetzes vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .) und nach § 64 des Saatgutver- 
kehrsgesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .) 
sind für jedes angefangene Prüfungsjahr zu ent- 
richten. Das Prüfungsjahr beginnt mit Ablauf der 
vom Bundessortenamt für die Einsendung des Ver- 
mehrungsguts oder Saatguts bestimmten Frist. 

(3) Jahresgebühren nach § 19 des Sortenschutz- 
gesetzes sind für jedes angefangene Schutzjahr, 
Gebühren für die Überwachung einer Sorte nach 
§ 72 des Saatgutverkehrsgesetzes für jedes ange- 
fangene Jahr der Eintragung der Sorte zu entrichten. 


§4 

Auslagen 

Als Auslagen werden nur erhoben 

1. Fernsprechgebühren im Fernverkehr, Telegra- 
fen- und Fernschreibgebühren, 

2. die nach dem Gesetz über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen zu zahlen- 
den Beträge, 

3. Auslagen, die für die Prüfung einer Sorte 
außerhalb des üblichen Rahmens der Prüfung 
von Sorten der gleichen Art entstehen. 

§5 

Fälligkeit 

Die Kosten werden mit der Bekanntgabe des 
Kostenbescheids an den Kostenschuldner fällig, so- 
weit nicht etwas anderes vorgeschrieben ist oder 
das Bundessortenamt einen späteren Zeitpunkt 
bestimmt. 

§6 

Vorschußzahlung 

Eine kostenpflichtige Amtshandlung kann von der 
Zahlung eines angemessenen Vorschusses oder von 
einer Sicherheitsleistung bis zur Höhe der voraus- 
sichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen ab- 
hängig gemacht werden. 

§7 

Ermäßigung der Gebühren und Auslagen 

(1) Wird ein Antrag zurückgenommen, bevor 
über ihn entschieden ist, so ist neben den Auslagen 
nur die Hälfte der Gebühr zu entrichten. Dies gilt 
nicht für Gebühren für die Prüfung einer Sorte. 

(2) Die Einspruchs- oder Widerspruchsgebühr 
entfällt, wenn der Einspruch oder der Widerspruch 
Erfolg hat. Bei teilweisem Erfolg hat der zustän- 
dige Ausschuß die Gebühr entsprechend zu ermäßi- 
gen. Die Einspruchs- oder Widerspruchsgebühr kann 
jedoch auch bei Erfolg des Einspruchs oder Wider- 
spruchs ganz oder teilweise erhoben werden, wenn 
die Entscheidung auf Tatsachen beruht, die früher 
hätten geltend gemacht oder bewiesen werden kön- 
nen. Für Auslagen im Einspruchs- oder Wider- 
spruchsverfahren gelten die Sätze 1 bis 3 entspre- 
chend. 

(3) Bereits gezahlte Gebühren und Auslagen sind 
in Höhe der Ermäßigung zu erstatten. 
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§ 8 

Übergangsregelung 

(1) Kosten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auf Grund des Saatgutgesetzes vom 27. Juni 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 450), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Saatgutgesetzes 
vom 23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 686), 
entstanden sind, einschließlich der Uberwachungs- 
gebühr für das Jahr, in dem dieses Gesetz in Kraft 
tritt, sind nach den bisherigen Vorschriften zu ent- 
richten. 

(2) Bei der Einstufung der Jahresgebühr und der 
Gebühr für die Überwachung einer Sorte werden die 
vollen Jahre mitgezählt, während der eine Sorte 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Sorten- 
schutzrolle oder im Besonderen Sortenverzeichnis 
eingetragen war. 

(3) Im Falle des § 65 Abs. 3 des Sortenschutz- 
gesetzes werden bei der Einstufung der Jahres- 
gebühr die vollen Jahre, in denen Vermehrungsgut 
einer Sorte vor Erteilung des Sortenschutzes ge- 
werbsmäßig vertrieben worden ist, mitgezählt. 

(4) Im Falle des § 68 Abs. 2 des Sortenschutz- 
gesetzes werden bei der Einstufung der Jahresge- 
bühr die vollen Jahre zwischen der Patentanmeldung 
und der Erteilung des Sortenschutzes mitgezählt. 


§9 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 10 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 
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Anlage 


TARIF 

I. Sortenschutzgesetz 


A. Verfahren zur Erlangung des Sortenschutzes 

1. Anmeldung einer Sorte nach § 33 (einschließlich Prü- 
fung der Sortenbezeichnung und Bekanntmachung) . . 

2. Prüfung einer Sorte nach § 37 

Für jedes Jahr ihrer Prüfung bei Sorten von 

a) Bäumen, Sträuchern einschließlich Rosen, Hopfen, 

Ertragsreben, Unterlagsreben 

b) allen anderen Arten 

Wenn das Bundessortenamt auf bereits vorliegende 
amtliche Prüfungsergebnisse zurückgreifen kann, wird 
eine einmalige Prüfungsgebühr von 50 DM erhoben. 
Bei Sorten, die durch Kreuzung bestimmter Erbkompo- 
nenten erzeugt werden, verdoppelt sich die Gebühr, 
wenn die Erbkomponenten nicht gleichzeitig zur Ertei- 
lung des Sortenschutzes angemeldet werden und hier- 
über auch sonst keine amtlichen Prüfungsergebnisse 
vorliegen. 

3. Entscheidung über die Erteilung des Sortenschutzes 

nach § 40 

4. Einspruch gegen die Entscheidung der Prüfabteilung 

nach § 41 


DM 


150, — 


300, — 

200 , — 


150, — 


300, — 


B. Jahresgebühr nach § 19 


Schutz- 

jahr 

a ) 

Getreide, 

Kartoffeln, 

Futterrüben, 

Zuckerrüben 

Arten, die in 
Buchstabe a 
nicht aufge- 
führt sind und 
dem Saatgut- 
verkehrs- 
gesetz unter- 
liegen 

Beerenobst, 

1 Hopfen, nicht 
der Holz- 
erzeugung 
dienende 
Bäume und 
Strüucher 
einschließlich 
Rosen 

d) 

Arten, die 
in Buchstaben 
a bis c 
nicht aufge- 
führt sind 

l 

2 

3 

4 

5 

1 . 

100 

50 

100 

50 

2. 

200 

100 

100 

50 

3. 

300 

150 

100 

100 

4. 

400 

200 

300 

150 

5. 

500 

250 

400 

200 

6. 

600 

300 

500 

250 

7. 

600 

300 

500 

250 

8. 

600 

300 

500 

250 

9. 

600 

300 

500 

250 

10. 

600 

300 

500 

250 

11. 

600 

300 

500 

500 

12. 

600 

300 

500 

500 

13. 

600 

300 

500 

500 

14. 

600 

300 

500 

500 

15. 

600 

300 

500 

500 

16. 

600 

300 

500 

500 

17. 

600 

300 

500 

500 

18. 

600 

300 

500 

500 

19. 

600 

300 

500 

500 

20. 

600 

300 

500 

500 
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Für geschützte Sorten, die einer saatgutverkehrsrechtlichen Ver- 
triebserlaubnis bedürfen, ermäßigt sich die Jahresgebühr nach 
Buchstabe a um jeweils 100 DM und die Jahresgebühr nach Buch- 
staben b und d um jeweils 50 DM. Diese Ermäßigung endet mit 
dem Ablauf des Jahres, in dem die Vertriebserlaubnis erteilt 
wurde. 

Für Rosen erhöht sich die Jahresgebühr mit Beginn des 3. Schutz- 
jahres jeweils um 100 DM. 

C. Jedermannserlaubnis 
Antrag auf 

1. Festsetzung oder erneute Festsetzung der Vergütun- 
gen, Bedingungen oder Beschränkungen bei der Jeder- 


mannserlaubnis nach § 21 Abs. 7, § 43 Abs. 2 300, — 

2. Erlaß einer einstweiligen Anordnung nach § 42 Abs. 1 

Nr. 1 150, — 


D. Zwangserlaubnis 
Antrag auf 

1. Erteilung einer Zwangserlaubnis nach §§ 22, 43 Abs. 2 300, — 

2. Erlaß einer einstweiligen Anordnung nach § 42 Abs. 1 


Nr. 2 150,— 

E. Antrag auf Löschung der Sortenbezeichnung nach § 1 1 

Abs. 1 Nr. 2 oder 3, § 43 Abs. 2 50 — 

F. Anmeldung einer neuen Sortenbezeichnung nach § 11 

Abs. 2 Satz 1 oder § 38 (einschließlich der Bekanntma- 
chung) 50, — 

G. Antrag auf Festsetzung einer vorläufigen Sortenbezeich- 
nung nach § 11 Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 2 50, — 

H. Antrag auf Nichtigkeitserklärung des Sortenschutzes nach 

§ 20 Abs. 2, § 43 Abs. 2 300,— 

I. Antrag auf Änderung der Eintragungen in der Sorten- 
schutzrolle nach § 31 Abs. 2 50, 

J. Verfahren zur Löschung der Sortenbezeichnung nach § 11 

Abs. 1 Nr. 1 100, — 

K. Verfahren zur Festsetzung einer vorläufigen Sorten- 
bezeichnung nach § 11 Abs. 2 Satz 3 100, — - 

L. Verfahren zur Löschung des Sortenschutzes 

1. nach § 20 Abs. 3 300, 

2. nach § 20 Abs. 4 1 00, — 

M. Einsprüche gegen Entscheidungen der Prüfabteilungen 
Bei Einsprüchen gegen Entscheidungen der Prüfabteilun- 


gen in den Fällen der Buchstaben E bis G, I und K wird die 
doppelte der jeweils angeführten Gebühr erhoben. 


II. Saatgutverkehrsgesetz 

A. Verfahren zur Eintragung einer Sorte in die Sortenliste 

1. Anmeldung einer Sorte nach § 62 (einschließlich Prü- 
fung der Sortenbezeichnung und Bekanntmachung) . . 100, — 
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DM 

2. Prüfung einer Sorte nach § 64 

a) für jedes Jahr der Prüfung auf Unterscheidbarkeit, 
Homogenität und Beständigkeit (Registerprüfung) 


bei Sorten von 

aa) Ertragsreben und Unterlagsreben 300, — 

bb) allen anderen Arten 200, — 


Wenn das Bundessortenamt auf bereits vorlie- 
gende amtliche Ergebnisse zurückgreifen kann, wird 
eine einmalige Prüfungsgebühr von 50 DM er- 
hoben. 

Bei Sorten, die durch Kreuzung bestimmter Erb- 
komponenten erzeugt werden, verdoppelt sich die 
Gebühr, wenn die Erbkomponenten nicht gleichzei- 
tig zur Eintragung in die Sortenliste angemeldet 
werden und hierüber auch sonst keine amtlichen 
Prüfungsergebnisse vorliegen. 


b) Für jedes Jahr der Prüfung auf den landeskultu- 
rellen Wert (Wertprüfung) bei Sorten von 


aa) Ertragsreben und Unterlagsreben 800,— 

bb) allen anderen Arten 400, — 


Gibt der Anmelder verschiedene Anbauweisen oder 
Nutzungsrichtungen an, so entsteht die Gebühr für 
jede Anbauweise oder Nutzungsrichtung, wenn 
eine besondere Prüfung notwendig ist. 

3. Entscheidung über die Eintragung einer Sorte in die 

Sortenliste nach § 66 Abs. 1 150, — 


4. Überwachung einer Sorte nach § 72 


Arten, die in 


Jahr der 
Eintragung 

a) 

Getreide, Kar- 
toffeln, Futter- 
rüben, Zucker- 
rüben 

b) 

Arten, die im 
Anschluß an die 
Tabelle auf- 
geführt sind 

Buchstaben a 
und b nicht 
aufgeführt 
sind und dem 
Saatgutver- 
! kehrsgesetz 
unterliegen 

l 

2 

3 

4 

1 . 

100 

50 

25 

2. 

100 

50 

25 

3. 

200 

100 

50 

4. 

200 

100 

50 

5. 

300 

150 

75 

6. 

300 

150 

75 

7. 

400 

200 

100 

8. 

400 

200 

100 

9. 

500 

250 

125 

10. 

500 

250 

125 

11. 

800 

400 

200 

12. 

800 

400 

200 

13. 

800 

400 

200 

14. 

800 

400 

200 

15. 

800 

400 

200 

16. 

1 000 

500 

250 

17. 

1 000 

500 

250 

18. 

1 000 

500 

250 

19. 

1 000 

500 

250 

20. 

1 000 

500 

250 

und folgende 




je i 

1 000 

500 

i 

250 
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Arten zu Buchstabe b 


Gräser und landwirtschaftliche Leguminosen 


Gräser 

1. Ausläuferrotschwingel, 
Horstrotschwingel 

2. Bastardweidelgras 

3. Deutsches Weidelgras 

4. Einjähriges Weidelgras 

5. Glathafer 

6. Knaulgras 

7. Welsches Weidelgras 

8. Wiesenlieschgras 

9. Wiesenrispe 

10. Wiesenschwingel 


Landwirtschaftliche 

Leguminosen 

1 . Ackerbohne 

2. Bastardluzerne 

3. Blaue Luzerne 

4. Futtererbse, Trocken- 
speiseerbse 

5. Gelbe Lupine 

6. Rotklee 

7. Saatwicke 

8. Weißlupine 


Gemüse 


1. Blumenkohl 

2. Buschbohne 

3. Dicke Bohne 

4. Gemüseerbse 

5. Gurke 

6. Herbstrübe 

7. Kohlrabi 

8. Kopfsalat 

9. Möhre 

10. Speisezwiebel 

11. Spinat 

12. Stangenbohne 

5. Widerspruch gegen die Entscheidung des Sortenaus- 
schusses 


DM 


300,— 


B. Verfahren zur Verlängerung der Eintragung einer Sorte 
in der Sortenliste nach § 53 Abs. 2 

Es werden die gleichen wie unter Ziffer II Buchstabe A auf- 
geführten Gebühren erhoben. Prüfungsgebühren (Ziffer II 
Buchstabe A Nr. 2 Buchstaben a und b) werden nur inso- 
weit erhoben, als die Prüfungen tatsächlich durchgeführt 
werden. 

C. Verfahren zur Eintragung eines weiteren Erhaltungs- 
züchters nach § 68 

1. Anmeldung eines weiteren Erhaltungszüchters (ein- 


schließlich der Bekanntmachung) 50, — 

2. Für jedes Jahr der Registerprüfung einer weiteren 
Erhaltungszüchtung einer Sorte bei 

aa) Ertragsreben und Unterlagsreben 150, — 

bb) allen anderen Arten 100, — 

3. Entscheidung über die Eintragung eines weiteren 

Erhaltungszüchters einer Sorte 100, — - 


4. Überwachung einer weiteren Erhaltungszüchtung einer 
Sorte 

Es werden die gleichen Gebühren wie unter Ziffer II 
Buchstabe A Nr. 4 erhoben. Bei der Einstufung der 
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Gebühr für die Überwachung einer Erhaltungszüchtung 
ist der Zeitpunkt der Eintragung der Sorte in die 
Sortenliste maßgebend. 

5. Widerspruch gegen die Entscheidung des Sortenaus- 
schusses über die Eintragung eines weiteren Erhal- 
tungszüchters 

D. Antrag auf Löschung der Sortenbezeichnung nach 5 52 

Abs. 1 Nr. 2 

E. Anmeldung einer neuen Sortenbezeichnung nach § 52 

Abs. 2 Satz 1 

F. Antrag auf Festsetzung einer vorläufigen Sortenbezeich- 
nung nach § 52 Abs. 2 Satz 2 

G. Verfahren zur Löschung der Sortenbezeichnung nach § 52 

Abs. 1 Nr. 1 

H. Verfahren zur Löschung der Eintragungen in der Sorten- 
liste 

1. nach § 54 Abs. 2 

2. nach § 54 Abs. 3 

I. Änderung der Eintragungen in der Sortenliste nach § 67 

Abs. 4 

J. Widersprüche gegen Entscheidungen der Sortenaus- 
schüsse 

Bei Widersprüchen gegen Entscheidungen der Sortenaus- 
schüsse in den Fällen der Buchstaben D bis I wird die dop- 
pelte der jeweils angeführten Gebühr erhoben. 


III. Verwaltungsgebühren in besonderen Fällen 

1. Auszug aus der Sortenschutzrolle oder der 

Sortenliste je Sorte 

2. Beglaubigungen 

a) eines Auszugs aus der Sortenschutzrolle 

oder der Sortenliste je Sorte 

b) von Anmeldeunterlagen 

(Prioritätsbelege) je Anmeldung 

c) sonstiger Art 

Wird in den Fällen der Buchstaben b und c die Unterlage 
oder das zu beglaubigende Schriftstück vom Bundessor- 
tenamt selbst hergestellt, so kommen die Schreibgebüh- 
ren nach Nummer 4 hinzu. 

3. Auskünfte aus der Sortenschutzrolle oder der Sorten- 

liste oder den sonstigen Unterlagen des Bundessorten- 
amts 

Hinzu kommen für Abschriften und Auszüge die Schreib- 
gebühren nach Nummer 4. 

4. Schreibgebühren für Ausfertigungen und Abschriften 

je angefangene Seite 
in fremder Sprache je angefangene Seite 

Tritt an die Stelle einer Abschrift eine Ablichtung, so 
werden je Seite 0,50 DM erhoben. 


DM 

150, — 

50, — 
50, — 
50,— 

100 , — 

300, — 
100 , — 

50,— 


10 ,— 

3,— 

3 ,— 

3,— 

6,— 

0. 50 

1 , — 
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Begründung 


I. Gründe für eine gesetzliche Regelung 

ln Fortsetzung der bisherigen Regelung war ur- 
sprünglich beabsichtigt, die Kostenfrage für das Sor- 
tenschutzrecht und das Saatgutverkehrsrecht im 
Rahmen der entsprechenden Gesetze in Form von 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
zu regeln. Die Ausgestaltung einer Ermächtigungs- 
vorschrift bereitet aber vor allem unter Berücksichti- 
gung der Ausführungen des Bundesverfassungsge- 
richts in seiner Entscheidung vom 11. Oktober 1966 
(NJW 1967 S. 339) erhebliche Schwierigkeiten. Dies 
gilt für die zu erhebenden Verwaltungskosten beim 
Bundessortenamt um so mehr, als die verfahrens- 
mäßigen Vorgänge, die eine Gebührenpflicht aus- 
lösen oder die gebührenfrei bleiben sollen, auf 
Grund der vorgesehenen Regelungen in den Ent- 
würfen eines Sortenschutzgesetzes und eines Saat- 
gutverkehrsgesetzes sehr unterschiedlich sind. Vor 
allem ist ein einheitlicher Rahmen für die Höhe der 
Gebühren bei den verschiedenen gebührenpflichti- 
gen Tatbeständen nicht zu finden. Insbesondere 
diese verfassungsrechtlichen Erwägungen lassen es 
zweckmäßig erscheinen, die Kostenforderungen des 
Bundessortenamts, die bei seiner Tätigkeit in Aus- 
führung des künftigen Sorlenschutzgesetzes und des 
künftigen Saatgutverkehrsgesetzes entstehen, durch 
ein Gesetz zu regeln. 

Der Entwurf enthält außer den wichtigsten allge- 
meinen Vorschriften über das Gebührenrecht in 
erster Linie die kostenpflichtigen Tatbestände und 
die dazugehörenden Kostensätze. Weitere allge- 
meine Regelungen des Gebührenrechts erscheinen 
im Hinblick auf das in Vorbereitung befindliche 
Bundesgebührengesetz entbehrlich. 


II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes leitet sich 
aus den gleichen Artikeln wie die für das Sorten- 
schutzgesetz und das Saatgutverkehrsgesetz (siehe 
Drucksache V/1630 Seiten 49 und 96) ab. 


III. Kosten 

Der vorliegende Entwurf ist die notwendige kosten- 
rechtliche Ergänzung der Entwürfe eines Sorten- 
schutz- und eines Saatgutverkehrsgesetzes. Wäh- 
rend für die Durchführung des künftigen Sorten- 
schutzgesetzes dem Bund und für die Durchführung 
des künftigen Saatgutverkehrsgesetzes auch den 
Ländern Kosten entstehen, verursacht die Durchfüh- 
rung des künftigen Gesetzes über die Erhebung von 
Kosten beim Bundessortenamt keine weiteren Ko- 
sten mehr. 


Das bisherige Gebührenaufkommen des Bundes- 
sortenamts betrug durchschnittlich 850 000 DM. Das 
voraussichtliche Gebührenaufkommen nach diesem 
Entwurf wird höher sein. Es wird sich in den ersten 
Jahren nach Inkrafttreten des neuen Rechts, wenn 
sich die vorgesehenen Neuregelungen auf dem Ge- 
biet des Sortenschutzes und des Saatgutverkehrs 
noch nicht voll auswirken werden, steigern und ab 
dem sechsten Jahr etwa 1 750 000 DM betragen. 
Allerdings ist hervorzuheben, daß die genannten 
Zahlen direkt nicht vergleichbar sind, da sich vor 
allem das neue Sortenschutzrecht auf wesentlich 
mehr botanische Arten erstrecken wird als das bis- 
herige; ferner ist im Saatgutverkehrsrecht künftig 
mit mehr Sortenanmeldungen zu rechnen als in der 
Vergangenheit, und schließlich liegen der Gebühren- 
regelung nach diesem Entwurf eine Reihe von Tat- 
beständen zugrunde, die dem bisherigen Recht fremd 
waren. 

Wie sich aus den Begründungen zu den Entwürfen 
eines Sortenschutz- und eines Saatgutverkehrsge- 
setzes ergibt, ist zur Durchführung des neuen Rechts 
ein Ausbau des Bundessortenamts notwendig. Es ist 
beabsichtigt, diesen Ausbau im wesentlichen wäh- 
rend eines fünfjährigen Zeitraums durchzuführen. 
Der voraussichtliche jährliche Zuschußbedarf für das 
Bundessortenamt errechnete sich nach den Begrün- 
dungen zu den angeführten Gesetzentwürfen ab 
dem sechsten Jahr auf jährlich 2 300 000 DM. Dabei 
war von einer Steigerung der Gebühreneinnahmen 
vom fünften zum sechsten Jahr von 500 000 DM und 
damit von einem jährlichen Gebührenaufkommen 
ab dem sechsten Jahr nach Inkrafttreten des neuen 
Rechts von 2 660 000 DM ausgegangen worden. Die 
einzelnen Gebührensätze, die dieser Berechnung zu- 
grunde lagen, waren etwas höher als die des vor- 
liegenden Entwurfs. Wie sich in den Verhandlungen 
über diesen Entwurf ergeben hat, erschienen die 
seinerzeit veranschlagten Gebührensätze nach ein- 
helliger Meinung der Wirtschaftskreise und der 
Länder insbesondere für die Mehrzahl der kleineren 
und mittleren Züchter nicht tragbar. Die Gebühren- 
sätze wurden deswegen im Rahmen des Vertret- 
baren im vorliegenden Entwurf herabgesetzt. Hier- 
durch vermindern sich die Gebühreneinnahmen des 
Bundessortenamts. Diese Mindereinnahmen werden 
sich während der fünfjährigen Ausbauphase des 
Amtes von Jahr zu Jahr erhöhen und ab dem sech- 
sten Jahr nach Inkrafttreten des neuen Rechts vor- 
aussichtlich 900 000 DM jährlich betragen. Um einen 
entsprechenden Betrag erhöht sich somit der künf- 
tige jährliche Zuschußbedarf des Bundessortenamts 
gegenüber dem Zuschußbedarf, der in den Begrün- 
dungen zu den Entwürfen eines Sortenschutz- und 
eines Saatgutverkehrsgesetzes ausgewiesen ist. Es 
ist in Aussicht genommen, die Mehrkosten durch 
Abbau von Förderungsmaßnahmen für die Pflanzen- 
züchtung auszugleichen. 
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IV. Die einzelnen Vorschriften 
Zu § 1 — Kosten 

In dieser Vorschrift ist der Grundsatz verankert, 
daß das Bundessortenamt nur dann für seine Tätig- 
keit Kosten erheben kann, wenn hierfür ausdrück- 
lich im Gesetz ein Kostentatbestand ausgewiesen 
ist; anderenfalls ist die Tätigkeit des Bundessorten- 
amts kostenfrei. Dies entspricht auch der Gebühren- 
regelung für das Patentamt, mit dem das Bundes- 
sortenamt funktionell vergleichbar ist. 

Zu § 2 — Kostenschuldner 

Diese Vorschrift regelt, wer jeweils die Kosten der 
vom Bundessortenamt durchzuführenden Amtshand- 
lungen zu tragen hat. Die Regelung entspricht weit- 
gehend dem § 2 der geltenden Gebührenordnung. 
Nach § 2 Nr. 1 ist Kostenschuldner der Jahresge- 
biihren der eingetragene Sortenschutzinhaber, da 
die Eintragung auf seinen Antrag zurückgeht. Ko- 
stcnschuldner für die Überwachung einer Sorte ist 
der eingetragene Züchter, da ihm gegenüber die 
Überwachung vorgenommen wird (§ 2 Abs. 2). 

Um eine im geltenden Gebührenrecht bestehende 
Lücke zu schließen, ist die Nummer 4 im Entwurf 
neu aufgenommen worden. Auf dem Gebiete des 
Patentwesens enthält die Verordnung über die Ver- 
waltungskosten beim Deutschen Patentamt eine 
gleiche Regelung. 

Zu § 3 — Gebühren 

Die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Ge- 
bührensätze sind im einzelnen in der Anlage (Tarif) 
zu diesem Entwurf aufgeführt. Näheres zum Tarif 
ist unter Abschnitt V dargelegt. 

In Absatz 2 ist festgelegt, daß die Gebührenforde- 
rung für die Prüfung einer Sorte bereits vor Beginn 
der Prüfung — nämlich mit Ablauf der vom Bundes- 
sortenamt für die Einsendung des Vermehrungsguts 
oder Saatguts bestimmten Frist — entsteht. Dies hat 
zur Folge, daß die Prüfungsgebühr auch dann zu 
entrichten ist, wenn der Anmelder die Sorte nach 
diesem Termin zurückzieht. Das ist gerechtfertigt, 
weil das Bundessortenamt unmittelbar nach diesem 
Zeitpunkt alle Vorbereitungen für die Prüfung der 
angemeldeten Sorten einer Art trifft und bei Zu- j 
rücknahme einer Anmeldung aus prüfungstechni- j 
sehen Gründen die für die betreffende Sorte vorge- 1 
seltenen Parzellen mit Saatgut einer bereits einge- 
tragenen Sorte bestellen muß. Aus den angeführten 
prüfungstechnischen Gründen müssen auch die so I 
gewonnenen Prüfungsergebnisse der „Ersatz"-Sorte 
vollständig ausgewertet werden. 

Absatz 3 legt fest, daß die Jahresgebühr und die 
Gebühr für die Überwachung einer Sorte auch dann 
voll zu zahlen ist, wenn im Laufe des Jahres der 
Sortenschutz erlischt oder die Sorte in der Sorten- j 
liste gestrichen wird. 

Zu § 4 — Auslagen 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung sind 
in den Gebührensätzen zu den einzelnen gebühren- 


pflichtigen Tatbeständen die Gebühren für Zustel- 
lung, öffentliche Bekanntmachung, Reisekosten usw. 
mit enthalten. Demzufolge dürfen diese Auslagen 
den Kostenpflichtigen nicht noch besonders in Rech- 
nung gestellt werden. Deswegen ist in dieser Vor- 
schrift vorgesehen, daß den Kostenpflichtigen außer 
den unter Nummern 1 bis 3 aufgeführten Fällen keine 
weiteren Auslagen in Rechnung gestellt werden. 

Zu § 5 - — Fälligkeit 

Für die Kosten gilt als Grundsatz, daß sie mit der 
Festsetzung durch das Bundessortenamt und ihrer 
Bekanntgabe an den Kostenschuldner fällig werden. 
Der Entwurf eines Sortenschutzgesetzes sieht jedoch 
in § 33 Abs. 3 und § 43 Ausnahmen von diesem 
Grundsatz vor. Diese aus praktischen Erwägungen 
getroffenen Sonderregelungen sollen jedoch beste- 
henbleiben. Darüber hinaus soll das Bundessorten- 
amt, wenn es z. B. aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung angezeigt ist, einen späteren Zeit- 
punkt der Fälligkeit bestimmen können. Diese dem 
Bundessortenamt eingeräumte Befugnis kann nicht 
zu unzumutbaren Belastungen des Kostenschuldners 
führen, da nur ein späterer, aber kein früherer Zeit- 
punkt festgesetzt werden darf. 

Zu § 6 — Vorschußzahlung 

In Fortsetzung der geltenden Gebührenregelung 
soll auch künftig das Bundessortenamt die Vor- 
nahme einer kostenpflichtigen Amtshandlung von 
einer Vorschußzahlung oder von einer Sicherheits- 
leistung für die Kosten abhängig machen können. 

Zu § 7 — Ermäßigung der Gebühren und Auslagen 

Jeder Antrag, wozu auch der Einspruch oder der 
Widerspruch zählt, erfordert selbst dann erhebliche 
Verwaltungsarbeit, wenn eine Entscheidung hier- 
über nicht ergeht. Diese Arbeiten müssen von dem 
Antragsteller entgolten werden, weil sie von ihm 
verursacht worden sind. Wird der Antrag jedoch 
vor der Entscheidung zurückgenommen, so ist die 
Hälfte der Gebühr zu entrichten. Durch diese Ver- 
günstigung soll für den Antragsteller ein Anreiz zur 
Rücknahme eines Antrags für die Fälle geschaffen 
werden, in denen er kein Interesse mehr an einer 
Entscheidung besitzt oder er zu der Erkenntnis ge- 
kommen ist, daß die Durchführung des Verfahrens 
wenig erfolgversprechend ist. Hierdurch werden die 
Entscheidungsgremien des Bundessortenamts von 
unnötiger Arbeit entlastet. 

Andererseits können gerechterweise dem Einspre- 
chenden oder Widersprechenden nicht die Kosten 
für das Einspruchs- oder Widerspruchsverfahren auf- 
erlegt werden, soweit dieses Verfahren erfolgreich 
war. Für diesen Fall ist in Absatz 2 bestimmt, daß 
die Kosten entfallen und bei teilweisem Erfolg die 
Kosten ermäßigt werden. Dies soll jedoch nicht gel- 
ten, wenn die Entscheidung auf Tatsachen beruht, 
die der Einsprechende oder Widersprechende schon 
früher hätte geltend machen können. In diesem 
Falle sollen dem Obsiegenden gleichwohl die Ko- 
sten auferlegt werden können, weil durch sein ver- 
spätetes Vorbringen unnötig Kosten entstanden 
sind. 
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Selbstverständlich müssen bereits gezahlte Gebüh- 
ren und Auslagen bei ganzem oder teilweisem Ob- 
siegen erstattet werden. Dies bestimmt Absatz 3. 

Zu § 8 — Ubergangsregelung 

Da sich die gebührenpflichtigen Tatbestände des 
geltenden Saatgutgesetzes und der Gebührenord- 
nung größtenteils nicht mit den gebührenpflichtigen 
Tatbeständen nach diesem Entwurf decken, ist vor- 
gesehen, daß die Kosten, die nach den bisherigen 
Vorschriften entstanden sind, auch nach den bis- 
herigen Vorschriften zu entrichten sind. Von die- 
ser Regelung muß jedoch für den Übergang vom 
alten zum neuen Recht bei der Uberwachungsgebiihr 
für das Jahr des Inkrafttretens des neuen Rechts 
eine Ausnahme gemacht werden. Diese Gebühr 
soll, selbst wenn sie zum Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens des künftigen Gesetzes noch nicht entstanden 
war, auch nach den bisherigen Vorschriften noch 
erhoben werden. Eine solche Regelung muß getrof- 
fen werden, weil nach dem bisherigen Recht die 
Überwachungsgebühr erst mit dem Ende des jewei- 
ligen Anbaujahrs entsteht und dann auch erst fällig 
wird. Demgegenüber ist nach dem neuen Recht die 
bisherige Überwachungsgebühr — die in eine Jah- 
resgebühr nach § 19 des Sortenschutzgesetzes und in 
eine Überwachungsgebühr nach § 72 des Saatgut- 
verkehrsgesetzes aufgeteilt wird — jeweils am 
1. Januar eines jeden Jahres zu zahlen. 

Bisher richtet sich die Höhe der Überwachungs- 
gebühr nach der in einem Anbaujahr mit Erfolg 
feldbesichtigten Saatgutvermehrungsfläche. Nach 
diesem Entwurf soll sich dagegen die Jahresgebühr 
und die Gebühr für die Überwachung einer Sorte 
nach der Zahl der vollen Jahre richten, in denen 
eine Sorte eingetragen ist. Daher wird in Absatz 2 
für die Gebühreneinstufung bestimmt, daß die vol- 
len Kalenderjahre, in denen eine Sorte bereits ein- 
getragen war, mitgezählt werden. 

Die Absätze 3 und 4 regeln zwei Sonderfälle für die 
Einstufung der Jahres- und Überwachungsgebühr. 

Zu § 9 — Berlin-Klausel 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu § 10 — Inkrafttreten 

Da der Entwurf die Kostenregelung für das Sor- 
tenschutzgesetz und das Saatgutverkehrsgesetz ent- 
hält, muß das künftige Gesetz gleichzeitig mit den 
angeführten Gesetzen in Kraft treten. 


V. Zum Tarif 

A. Allgemeines 

Den größten Teil des Gebührenaufkommens er- 
brachte bisher die Überwachungsgebühr. Sie hat 
sich nach der mit Erfolg feldbesichtigten Saatgut- 
vermehrungsfläche bemessen. Diese Regelung war 
möglich, weil im Saatgutgesetz das Sortenschutz- 
recht und das Saatgutverkehrsrecht eng mitein- 
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ander verbunden sind. Aus verschiedenen Grün- 
den, die im einzelnen in der jeweiligen Begründung 
zum Entwurf eines Sortenschutzgesetzes und zum 
Entwurf eines Saatgutverkehrsgesetzes dargelegt 
sind, ist vorgesehen, künftig das privatrechtlich 
ausgestaltete Schutzrecht des Züchters und das 
öffentlich-rechtlich ausgestaltete Saatgutverkehrs- 
recht in zwei getrennten Gesetzen zu regeln. Ins- 
besondere nachstehende Gründe machen es notwen- 
dig, von dem bisherigen System der Gebührenord- 
nung abzugehen: 

1. Sortenschutzbereich 

a) Das künftige Sortenschutzrecht wird eine Reihe 
von Pflanzenarten umfassen, wie zunächst z. B. 
Hopfen, Beerenobst, Rosen sowie bestimmte 
Gräser, die dem Saatgutverkehrsrecht nicht 
unterliegen. Insoweit ist es sortenschutzrecht- 
lich gesehen in Zukunft nicht mehr möglich, die 
mit Erfolg feldbesichtigte Saatgutvermehrungs- 
fläche als Bemessungsgrundlage für die Jahres- 
gebühr vorzuschreiben. 

b) Der Entwurf eines Sortenschutzgesetzes lehnt 
sich noch enger als der sortenschutzrechtliche 
Teil des geltenden Saatgutgesetzes an das Patent- 
recht an. Deshalb sieht der Entwurf für die Dauer 
des Sortenschutzes eine Jahresgebühr vor, die 
progressiv gestaltet ist. 

c) Die geltende Gebührenordnung schreibt für die 
Prüfung weiterer Sorten desselben Anmelders 
für die Registerprüfung erhöhte Gebühren vor. 
Das hat sich nicht bewährt. Diese Regelung ist 
meist dadurch umgangen worden, daß Anträge 
auf gleichzeitige Prüfung von mehreren Sorten 
einer Art von mehreren Familienangehörigen 
eines Zuchtbetriebs gestellt wurden. Deshalb 
soll auf die Progression künftig verzichtet und 
von vornherein eine höhere Prüfungsgebühr 
festgesetzt werden. 

2. Saatgutverkehrsbereich 

a) Das bisherige Abstellen der Überwachungsge- 
bühr auf die mit Erfolg feldbesichtigte Saatgut- 
vermehrungsfläche hat im Hinblick auf die nicht 
erfaßbare Auslandsvermehrung nicht nur zu 
Ungerechtigkeiten geführt, sondern auch Gebüh- 
renausfälle mit sich gebracht. Im besonderen 
gilt dies für Gemüsesaatgut, dessen Inlands- 
erzeugung seit 1954 auf weniger als 10 v. H. der 
Gesamtproduktion zurückgegangen ist. Ähnlich 
haben sich auch die Verhältnisse auf dem Futter- 
pflanzen-Saatgutsektor entwickelt. 

b) Die künftige Überwachungsgebühr kann auch 
mit Rücksicht auf die durch die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft eintretende Änderung 
der Verhältnisse nicht mehr auf die mit Erfolg 
feldbesichtigte Saatgutvermehrungsfläche (in- 
ländische und ausländische) abgestellt werden. 
Im Bereich der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft wird weitgehend ein Austausch von Sor- 
ten und Saatgutvermehrungen Platz greifen. 
Wollte man an der bisherigen Regelung festhal- 
ten, würde dies eine mehrfache kostenmäßige 
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Belastung der einzelnen Sorten bedeuten. Es ist 
nicht zumutbar, daß z. B. für eine deutsche 
Sorte in der Bundesrepublik sowohl für die im 
Inland als auch für die in einem anderen Mit- 
gliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft mit Erfolg feldbesichtigte Saatgutvermeh- 
rungsfläche eine Überwachungsgebühr zu zahlen 
ist und der betreffende Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft für die Saat- 
gutvermehrungsfläche in seinem Gebiet eben- 
falls eine Überwachungsgebühr fordert. 

c) Soweit bisher bekanntgeworden ist, beabsich- 
tigt kein anderer Mitgliedstaat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die Überwachungsge- 
bühr an die mit Erfolg feldbesichtigte Saatgut- 
vermehrungsfläche zu knüpfen; das gleiche gilt 
auch für die anderen Verbandsstaaten des Inter- 
nationalen Übereinkommens. 

d) Zur bisherigen Progression der Gebühr für die 
Wertprüfung und die vorgesehene künftige Re- 
gelung gilt dasselbe wie das zum Sortenschutz- 
bereich unter Nummer 1 Buchstabe c Ausge- 
führte. 


B. Die einzelnen Kostentatbestände 

1. Sortenschutzgesetz 

Die Gebührensätze für das Verfahren zur Erlan- 
gung des Sortenschutzes und alle Tatbestände, die 
mit dem Sortenschutzrecht Zusammenhängen, sind 
sowohl unter Berücksichtigung der dem Bundes- 
sortenamt entstehenden Kosten (Kostendeckungs- 
prinzip) als auch unter Berücksichtigung der Be- 
deutung der Amtshandlungen für den Betroffenen 
(Äquivalenzprinzip) festgesetzt. In keinem Fall ist 
eine volle Kostendeckung erreicht. Diese wäre für 
den weitaus größten Teil der Wirtschaftskreise nicht 
tragbar. 

Eine vom geltenden Recht abweichende Regelung 
hat die Jahresgebühr erfahren. In Anlehnung an das 
Patentrecht ist eine progressiv gestaltete Jahres- 
gebühr vorgesehen, dies jedoch nur insoweit, als 
eine Steigerung der Jahresgebühr für den pflanzen- 
züchterischen Sektor wirtschaftlich tragbar erscheint. 
Zudem sind die im Artenverzeichnis zum Entwurf 
eines Sortenschutzgesetzes enthaltenen Arten in 
vier Artengruppen eingeteilt worden. Bei dieser 
Einteilung wurde von dem voraussichtlichen wirt- 
schaftlichen Erfolg ausgegangen, der im Durchschnitt 
mit Sorten der jeweiligen Artengruppe erzielt wer- 
den kann. Gleichzeitig wurde auf die durchschnitt- 
liche Kurz- oder Langlebigkeit der Sorten bestimm- 
ter Arten abgestellt. Außerdem ist berücksichtigt 
worden, ob Sorten ihrer Art nach einer saatgut- 
verkehrsrechtlichen, ebenfalls gebührenpflichtigen 
Regelung unterliegen. 

2. Saatgutverkehrsgesetz 

Nach dem Entwurf eines Saatgutverkehrsgesetzes 
darf nur Saatgut der in der Sortenliste eingetrage- 
nen Sorten gewerbsmäßig vertrieben werden. Diese 
Regelung liegt einmal im Interesse des Saatgut- 


verbrauchers. Sie ist aber auch für den Züchter von 
Vorteil, da die Sorten vor Eintragung in die Sorten- 
liste einer sehr eingehenden Prüfung unterzogen 
werden, die insbesondere ein privater Züchter 
schon allein aus Kostengründen kaum durchführen 
könnte. Die Prüfungsergebnisse finden dann in 
einer eingehenden amtlichen Beschreibung der Sor- 
ten ihren Niederschlag. Eine solch genaue Sorten- 
beschreibung ist den Züchtern mangels einer aus- 
reichend breiten Vergleichsbasis nicht möglich. Aus 
diesen Gründen ist es gerechtfertigt, auch das Ver- 
fahren zur Eintragung einer Sorte in die Sortenliste 
und alle Tatbestände, die mit der Sorteneintragung 
Zusammenhängen, gebührenpflichtig zu machen. 
Dagegen ist nicht vorgesehen, für die Beschrei- 
bende Sortenliste (§ 74 des Entwurfs eines Saat- 
gutverkehrsgesetzes) Gebühren zu erheben, da die 
Erstellung dieser Liste überwiegend im Interesse des 
Saatgutverbrauchers liegt. 

Hinsichtlich der einzelnen Gebührensätze gilt das 
zu Nummer 1 Ausgeführte entsprechend. Vor allem 
decken die vorgesehenen Gebührensätze für die 
Wertprüfung die tatsächlichen Aufwendungen nur 
zum geringen Teil. 

Die Gründe für die Umstellung der Uberwachungs- 
gebühr sind bereits in den allgemeinen Ausfüh- 
rungen zum Tarif dargelegt. Nach ähnlichen Über- 
legungen wie zur Jahresgebühr für geschützte Sor- 
ten ist eine Einteilung der im Artenverzeichnis zum 
Entwurf eines Saatgutverkehrsgesetzes enthaltenen 
Arten in Artengruppen vorgenommen worden. 

3. Verwaltungsgebühren in besonderen Fällen 

Auf Grund des Internationalen Übereinkommens 
zum Schutz von Pflanzenzüchtungen sowie den saat- 
gutverkehrsrechtlichen Regelungen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft werden in Zukunft beim 
Bundessortenamt in erhöhtem Maße Anträge von 
In- und Ausländern auf Erteilung von Auskünften 
und auf Fertigung von Auszügen aus der Sorten- 
schutzrolle oder der Sortenliste gestellt werden. Das- 
selbe gilt für Beglaubigungen und die Erstellung 
von Abschriften. Hierdurch entstehen dem Bundes- 
sortenamt nicht unerhebliche Verwaltungskosten, 
die die Antragsteller selbst tragen sollen, wie es 
im übrigen auch in der Verordnung über Verwal- 
tungskosten beim Patentamt vorgesehen ist. 


VI. Abschließende Bemerkungen 

Die Kosten, die die Wirtschaftskreise auf Grund 
des künftigen Sortenschutz- und des Saatgutver- 
kehrsrechts zu tragen haben, sind nicht ohne Ein- 
fluß auf ihre Wettbewerbsfähigkeit. Dies gilt ins- 
besondere im Vergleich zu den Nachbarstaaten der 
Bundesrepublik. Für den sortenschutzrechtlichen 
Teil müssen die Verbandsstaaten zum Vergleich 
herangezogen werden, die das Internationale Über- 
einkommen zum Schutz von Pflanzenzüchtungen 
unterzeichnet haben. Außer der Bundesrepublik 
sind das: Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien, die 
Niederlande, die Schweiz und das Vereinigte König- 
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reich. Für den saatgutverkehrsrechtlichen Teil müs- 
sen zumindest die anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in Betracht 
gezogen werden. Alle diese Staaten sind zur Zeit 
dabei, ihr Sortenschutz- und die meisten auch ihr 
Saatgutverkehrsrecht neu aufzubauen oder grund- 
legend umzugestalten. Im Anschluß daran werden 
sie ihr Kostenrecht neu festsetzen. Lediglich die 
Niederlande und das Vereinigte Königreich haben 
das Internationale Übereinkommen ratifiziert. Die 
Niederlande haben bereits auch ihr Saatgutver- 
kehrsrecht den neuen Regelungen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft angepaßt. Somit liegt ledig- 
lich das Kostenrecht dieser beiden Staaten fest. 

Stellt man die Kosten, die in den Niederlanden oder 
im Vereinigten Königreich für geschützte und in 
die dortigen Sortenlisten eingetragene Sorten land- 
wirtschaftlicher Arten oder Gemüsearten aufzubrin- 
gen sind, dem vorgeschlagenen deutschen Kosten- 
recht gegenüber, so ergibt sich, daß in der Bundes- 
republik nach Inkrafttreten des neuen Rechts in allen 
Fällen zunächst höhere, z. T. sehr viel höhere Kosten 
für eine Sorte zu entrichten sein werden. Auf die 
Dauer gesehen muß ein einheitliches Kostenniveau 
für die Sorteneintragung und die damit zusammen- 
hängenden Tatbestände in allen Staaten, die unmit- 
telbar miteinander in Wettbewerb stehen, angestrebt 
werden. Eine solche Harmonisierung kann aber erst 
in Angriff genommen werden, wenn die Mehrzahl 
der in Frage kommenden Staaten ihr neues Kosten- 
recht vorbereitet oder verabschiedet hat. 
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